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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

«

KOMMISSION

RICHTLINIE DER KOMMISSION
vom 16. Mai 1988

über den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikations-Endgeräte
(88/301 /EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 90
Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

1 . In allen Mitgliedstaaten besitzt der Staat ganz oder
teilweise ein Fernmeldemonopol, das durch Gewäh­
rung besonderer oder ausschließlicher Rechte an eine
oder mehrere Einrichtungen übertragen wird, die für
die Errichtung und den Betrieb des Netzes und für
das Anbieten der dazugehörigen Dienste zuständig
sind. Diese Rechte umfassen häufig nicht nur das
Anbieten der Dienste zur Nutzung des Netzes,
sondern auch die Bereitstellung von Endgeräten zum
Anschluß an das Netz für die Benutzer. In den
letzten Jahrzehnten sind hinsichtlich der technischen
Merkmale des Netzes und insbesondere bei den
Endgeräten einschneidende Veränderungen einge­
treten .

2. Technische und wirtschaftliche Entwicklungen haben
mehrere Mitgliedstaaten veranlaßt, das System der
besonderen oder ausschließlichen Rechte im Fern­
meldewesen zu überdenken. Die rasche Entstehung
immer neuer Endgerätetypen und die Möglichkeit
ihres multifunktionalen Einsatzes machen es
notwendig, daß die Benutzer hinsichtlich der Endge­
räte eine freie Wahl treffen können, um vollen
Nutzen aus dem technischen Fortschritt auf diesem
Gebiet zu ziehen.

3 . Artikel 30 des Vertrages bestimmt, daß mengenmä­
ßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen
gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten
verboten sind. Die Gewährung von besonderen oder

ausschließlichen Rechten für die Einfuhr und den
Vertrieb führt in der Praxis häufig zur Behinderung
der Einfuhren aus den anderen Mitgliedstaaten .

4. Artikel 37 Absatz 1 des Vertrages bestimmt : »Die
Mitgliedstaaten formen ihre staatlichen Handesmono­
pole schrittweise derart um, daß am Ende der Uber­
gangszeit jede Diskriminierung in den Versorgungs­
und Absatzbedingungen zwischen den Angehörigen
der Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist.

Dieser Artikel gilt für alle Einrichtungen, durch die
ein Mitgliedstaat unmittelbar oder mittelbar die
Einfuhr oder die Ausfuhr zwischen den Mitglied­
staaten rechtlich oder tatsächlich kontrolliert, lenkt
oder merklich beeinflußt. Er gilt auch für die von
einem Staat auf andere Rechtsträger übertragenen
Monopole." Artikel 37 Absatz 2 verfügt, daß die
Mitgliedstaaten jede neue Maßnahme, die den vorge­
nannten Grundsätzen widerspricht, unterlassen .

5. Die besonderen oder ausschließlichen Rechte der
nationalen Fernmeldemonopole werden im Bereich
der Endgeräte in einer Weise ausgeübt, daß Geräte
aus den anderen Mitgliedstaaten benachteiligt
werden, weil es den Benutzern verwehrt ist, die benö­
tigten Geräte ungeachtet ihrer Herkunft frei nach
Preis und Qualitätskriterien zu wählen . Die
Ausübung dieser Rechte ist daher in allen Mitglied­
staaten mit Ausnahme Spaniens und Portugals, wo
die nationalen Monopole vor dem Ende der in der
Beitrittsakte vorgesehenen Ubergangszeit schrittweise
umzuformen sind, mit Artikel 37 des Vertrages
unvereinbar.

6. Die Dienstleistungen betreffend Einrichtung und
Wartung sind ein wesentlicher Erwägungspunkt beim
Kauf oder bei der Miete von Endgeräten . Die Beibe­
haltung ausschließlicher Rechte auf diesem Gebiet
käme der Beibehaltung von ausschließlichen Rechten
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Beschränkungen und der Maßnahmen gleicher
Wirkung, der Diskriminierung zwischen Angehö­
rigen anderer Mitgliedstaaten sowie im Bereich des
Wettbewerbs. Die Kommission kann deshalb diese
Pflichten und Zuständigkeiten nur durch eine auf
Artikel 90 Absatz 3 EWG-Vertrag gegründete Richt­
linie wirksam ausüben .

11 . Die Fernmeldebetreiber sind Unternehmen im Sinne

des Artikels 90 Absatz 1 des Vertrages, da sie eine
wirtschaftliche Tätigkeit, insbesondere die Erzeugung
von Gütern beziehungsweise die Erbringung von
Dienstleistungen, im Rahmen eines organisierten
Geschäftsbetriebs ausüben. Sie sind entweder öffent­
liche Unternehmen oder Unternehmen, denen der
Staat besondere oder ausschließliche Rechte betref­
fend die Einfuhr, die Vermarktung, die Einrichtung,
die Inbetriebsetzung und die Wartung von Telekom­
munikations-Endgeräten gewährt. Die Gewährung
und die Beibehaltung besonderer oder ausschließ­
licher Rechte auf dem Gebiet der Endgeräte stellt
eine Maßnahme im Sinne des genannten Artikels dar.
Die Voraussetzungen für eine Ausnahme gemäß
Artikel 90 Absatz 2 sind nicht erfüllt. Die Aufhebung
der besonderen oder ausschließlichen Rechte zur
Einfuhr und zum Vertrieb von Endgeräten würde die
Bereitstellung eines öffentlichen Telekommunika­
tionsnetzes für die Gesamtheit der Verbraucher als
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse, mit deren Erbringung diese Unternehmen
durch hoheitlichen Akt betraut sind, rechtlich oder
tatsächlich nicht verhindern, zumal die Mitglied­
staaten die Ubereinstimmung der Endgeräte mit den
grundlegenden Anforderungen durch entsprechende
Zulassungsverfahren gewährleistet! können.

12. Nach Artikel 86 des Vertrages ist jedes Verhalten
eines oder mehrerer Unternehmen, das eine
„mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden
Stellung auf dem Gemeinsamen Markt oder auf
einem wesentlichen Teil desselben" darstellt, mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar.

13 . In den Mitgliedstaaten ist das Monopol für das natio­
nale , Telekommunikationsnetz entweder einer
einzigen oder mehreren Fernmeldeverwaltungen
übertragen. Jedes nationale Telekommunikationsnetz
bildet jeweils einen Markt. Die Fernmeldeverwal­
tungen haben daher einzeln oder gemeinsam eine
beherrschende Stellung auf einem wesentlichen Teil
des jeweiligen Marktes im Sinne von Artikel 86 des
Vertrages.

für den Vertrieb gleich. Diese Rechte sind daher auch
aufzuheben, damit die Aufhebung der ausschließ­
lichen Rechte für Einfuhr und Vertrieb in der Praxis
zur Wirkung kommt.

7. Artikel 59 des Vertrages bestimmt : »Die Beschrän­
kung des freien, Dienstleistungsverkehrs innerhalb
der Gemeinschaft für Angehörige der Mitgliedstaaten,
die in einem anderen Staat der Gemeinschaft als
demjenigen des Leistungsempfängers ansässig sind,
werden während der Ubergangszeit . . . schrittweise
aufgehoben". Die Wartung von Endgeräten ist eine
Dienstleistung im Sinne des Artikels 60 des
Vertrages. Die Ubergangszeit ist abgelaufen. Die
Dienstleistung der Endgerätewartung, die in kommer­
zieller Hinsicht untrennbar mit dem Vertrieb der
Endgeräte verbunden ist, muß deshalb frei erbracht
werden können, vor allem, wenn sie von Fachkräften
vorgenommen wird.

8 . Artikel 90 Absatz 1 des Vertrages bestimmt : »Die
Mitgliedstaaten werden in bezug auf öffentliche
Unternehmen und auf Unternehmen, denen sie
besondere oder ausschließliche Rechte gewähren,
keine diesem Vertrag und insbesondere dessen Arti­
keln 7 und 85 bis 94 widersprechenden Maßnahmen
treffen oder beibehalten."

9 . Die gegenwärtige Lage auf dem Markt für Endgeräte
ist durch ein System gekennzeichnet, das den Wett­
bewerb nicht vor Verfälschungen schützt und Verlet­
zungen der Wettbewerbsregeln des Vertrages
erkennen läßt. Darüber hinaus wird die Entwicklung
des Handels in einem Maße beeinträchtigt, das dem
Interesse der Gemeinschaft entgegensteht. Zur Steige­
rung dem der Wettbewerbsintensität auf dem Endge­
rätemarkt ist die Transparenz der technischen Spezifi­
kationen und der Zulassungsverfahren erforderlich,
damit der freie Verkehr mit Endgeräten unter Beach­
tung der in der Richtlinie 86/361 /EWG des Rates (')
genannten Grundforderungen möglich wird. Zur
Herstellung der Transparenz ist die Veröffentlichung
der technischen Spezifikationen und der Zulassungs­
verfahren erforderlich. Um die transparente, objektive
und nichtdiskriminierende Anwendung der Spezifika­
tionen und Verfahren zu gewährleisten, muß ihre
Konzipierung und Überwachung Einrichtungen über­
tragen werden, die von den Wettbewerbern auf
diesem Markt unabhängig sind. Es ist erforderlich, die
Spezifikationen und Verfahren in abgestimmter
Weise gleichzeitig zu veröffentlichen. Dadurch
können auch Vertragsverletzungen verhindert werden.
Eine die Mitgliedstaaten bindende Richtlinie ist das
geeignete Rechtsinstrument, um die gleichzeitige und
abgestimmte Veröffentlichung zu gewährleisten.

10 . Der Vertrag überträgt der Kommission eindeutige
Pflichten und klar umrissene Zuständigkeiten bei der
Überwachung der Beziehungen zwischen den
Mitgliedstaaten und ihren öffentlichen Unternehmen
sowie den Unternehmen, denen sie besondere oder
ausschließliche Rechte gewährt haben, insbesondere
im Bereich der Beseitigung der mengenmäßigen

Die vom Staat gewährten besonderen oder ausschließ*-
lichen Rechte für die Einfuhr und den Vertrieb von
Endgeräten haben zur Folge, daß die Fernmeldever­
waltungen
— bei Endgeräten das Mietverfahren vorschreiben,
obgleich die Möglichkeit besteht, Endgeräte
mindestens langfristig zu wirtschaftlicheren
Bedingungen käuflich zu erwerben. Damit wird
an den Abschluß von Verträgen zur Nutzung des
Telekommunikationsnetzes die Bedingung
geknüpft, daß zusätzliche Leistungen ange­
nommen werden, die nicht in Beziehung zum
Vertragsgegenstand stehen ;(') ABl. Nr. L 217 vom 5. 8 . 1986, S. 21 .
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■— die Absatzmöglichkeiten einengen und den
technischen Fortschritt behindern, da ihr Angebot

" an Endgeräten zwangsläufig begrenzt ist und sie
somit die Bedürfnisse eines erheblichen Teils der
Verbraucher nicht bestmöglich befriedigen
können.

Diese Verhaltensweisen sind nach Artikel 86
Buchstaben d) und b) des Vertrages ausdrücklich
untersagt. Der Handel zwischen Mitgliedstaaten wird
dadurch spürbar beeinträchtigt.
Das Vorhandensein von solchen besonderen oder
ausschließlichen Rechten auf dem Endgerätemarkt
führt in jedem Fall zu einer Situation, die mit den in
Artikel 3 Buchstabe f) des EWG-Vertrages genannten
Zielsetzungen nicht vereinbar ist, wonach ein System
zu errichten ist, das den Wettbewerb innerhalb des

, Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen schützt
1 und deshalb a fortiori verlangt, daß der Wettbewerb
nicht ausgeschlossen werden darf. Die Mitgliedstaaten
sind gemäß Artikel 5 des Vertrages verpflichtet, alle
Maßnahmen zu unterlassen, welche die Verwirkli­
chung der Ziele dieses Vertrages, einschließlich der
in Artikel 3 Buchstabe f) genannten, gefährden
könnten.

Solche ausschließlichen Einfuhr- und Vertriebsrechte
sind ferner als unvereinbar mit Artikel 86 in Verbin­
dung mit Artikel 3 anzusehen, und ihre Gewährung
oder Beibehaltung durch den Staat stellt eine nach
Artikel 90 Absatz 1 unzulässige Maßnahme dar.

14. Damit die Benutzer das Endgerät ihrer Wahl
einsetzen können, müssen die Merkmale des jewei­
ligen Netzanschlusses bekannt und transparent sein .
Die Mitgliedstaaten müssen daher sicherstellen, daß
diese Merkmale bekanntgegeben und der Netzan­
schluß für den Benutzer zugänglich gemacht wird.

15. Im Hinblick auf den Vertrieb von Endgeräten ist es
für die Hersteller wichtig zu wissen, welchen techni­
schen Spezifikationen ihre Erzeugnisse genügen
müssen. Die Mitgliedstaaten müssen deshalb die
Spezifikationen und Allgemeinzulassungsvorschriften
formalisieren und veröffentlichen. Diese Spezifika­
tionen und Vorschriften sind der Kommission gemäß
Richtlinie 83/189/EWG des Rates (') im Entwurf
mitzuteilen. Diese Spezifikationen dürfen auf die aus
den anderen Mitgliedstaaten eingeführten Erzeugnisse
nur insoweit ausgedehnt werden, als dies für die
Einhaltung der grundlegenden gemeinschaftsrecht­
lichen Anforderungen erforderlich ist, die in Artikel 2
Nummer 17 der Richtlinie 86/361 /EWG festgelegt
sind. In jedem Fall müssen die Mitgliedstaaten die
Artikel 30 und 36 des Vertrages einhalten, wonach
der Einfuhrmitgliedstaat ein in einem anderen
Mitgliedstaat rechtmäßig hergestelltes und
vermarktetes Endgerät zum Verkehr auf seinem
Gebiet zuzulassen hat und nur aus Gründen der
Einhaltung der vorgenannten grundlegenden Anfor­
derungen dieses Gerät einem Allgemeinzulassungs­
verfahren unterziehen und die Allgemeinzulassung
gegebenenfalls verweigern kann.

16. Die sofortige Veröffentlichung dieser Spezifikationen
und Verfahren kann wegen ihrer Komplexität nicht
vorgesehen werden ; auf der anderen Seite ist ein
wirksamer Wettbewerb ohne eine solche Veröffentli­
chung nicht möglich, weil mögliche Wettbewerber
der Unternehmen, die besondere oder ausschließliche
Rechte besitzen, weder genau wissen, welchen Spezi­
fikationen ihre Endgeräte entsprechen müssen, noch
die Modalitäten der Zulassungsverfahren und folglich
auch nicht deren Kosten und Dauer kennen. Es muß
deshalb für die Veröffentlichung und Einführung der
Zulassungsverfahren eine Frist gesetzt werden. Ein
Zeitraum von zweieinhalb Jahren wird den Fernmel­
deverwaltungen, die besondere oder ausschließliche
Rechte haben, Gelegenheit geben, sich mit den
neuen Marktverhältnissen vertraut zu machen, und
den Wirtschaftsbeteiligten und insbesondere den
kleinen und mittleren Unternehmen ermöglichen,
sich der neuen. Wettbewerbssituation anzupassen .

17. Die Kontrolle der Spezifikationen und der Allge­
meinzulassungsvorschriften darf wegen des offenkun­
digen Interessenkonflikts nicht einem Wirtschaftsbe­
teiligten übertragen werden, der auf dem Endgeräte­
markt als Wettbewerber auftritt. Es muß deshalb
vorgesehen werden, daß die Mitgliedstaaten sicher­
stellen, daß die Festlegung der Spezifikationen und
der Allgemeinzulassungsvorschriften einer Stelle
übertragen wird, die von dem Netzbetreiber oder
einem anderen Wettbewerber auf dem Endgeräte­
markt unabhängig ist.

18 . Die Inhaber besonderer oder ausschließlicher Rechte
für diese Endgeräte konnten ihren Kunden Langzeit­
verträge auferlegen. Solche Verträge würden , die
Herstellung eines freien Wettbewerbs innerhalb einer
angemessenen Zeitspanne unmöglich machen. Es
muß deshalb vorgesehen werden, daß der Benutzer
eine Änderung der Laufzeit seines Vertrages erwirken
kann —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie sind
— „Endgeräte" direkt oder indirekt an den Netzanschluß
eines öffentlichen Telekommunikationsnetzes ange­
schlossene Geräte zum Aussenden, Verarbeiten oder
Empfangen von Nachrichten ; bei einem indirekten
Anschluß ist zwischen Endgerät und Netzanschluß
ein Gerät geschaltet. Sowohl bei direkten als auch bei
indirekten Anschlüssen kann die Verbindung über
Draht, optische Faser oder elektromagnetisch herge­
stellt werden .

Als Endgeräte im Sinne dieser Richtlinie sind eben­
falls Satellitenstationen anzusehen, die allein den
Empfang ermöglichen und nicht mit dem öffent­
lichen Netz eines Mitgliedstaats wieder verbunden
sind.

— „Unternehmen" Güter oder Dienstleistungen anbie­
tende öffentliche oder private Einrichtungen, denen
der Staat besondere oder ausschließliche Rechte
betreffend die Einfuhr, die Vermarktung, die Einrich­
tung, die Inbetriebsetzung und die Wartung von Tele­
kommunikations-Endgeräten gewährt.O) ABl. Nr. L 109 vom 28 . 3 . 1983, S. 8 .
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Artikel 2

Die Mitgliedstaaten, die Unternehmen besondere oder
ausschließliche Rechte im Sinne von Artikel 1 gewähren,
sorgen für die Aufhebung dieser Rechte.
Sie teilen der Kommission spätestens drei Monate nach
Bekanntgabe dieser Richtlinie die dazu vorgesehenen und
getroffenen Maßnahmen mit.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die Wirtschaftsbe­
teiligten das Recht haben, Endgeräte einzuführen, zu
vertreiben, einzurichten, in Betrieb zu setzen und zu
warten . Sie können jedoch
— bei fehlenden Spezifikationen durch eine von der in
Artikel 6 genannten Stelle abgegebene begründete
Stellungnahme die Einrichtung und Inbetriebnahme
von Endgeräten ablehnen, die nicht den in Artikel 2
Nummer 17 der Richtlinie 86/361 /EWG festgelegten
grundlegenden Anforderungen entsprechen ;

— vorschreiben, daß Wirtschaftsbeteiligte für die
Einrichtung von Endgeräten geeignete technische
Qualifikationen besitzen müssen, die nach objektiven,
nicht diskriminierenden und veröffentlichten Krite­
rien festgelegt sind.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die neuen Netzan­
schlüsse des öffentlichen Netzes spätestens zum 31 .
Dezember 1988 zugänglich sind und daß deren
techriische Merkmale veröffentlicht werden .

Die am 31 . Dezember 1988 vorhandenen Anlagen
müssen auf Antrag der Benutzer innerhalb einer ange­
messenen Frist mit einem zugänglichen Netzanschluß
versehen werden .

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
spätestens bis zu dem in Artikel 2 genannten Zeitpunkt
eine Liste aller bestehenden technischen Spezifikationen
und Allgemeinzulassungsverfahren für Endgeräte sowie
die Einzelheiten ihrer Veröffentlichung.
Falls diese von den Mitgliedstaaten noch nicht veröffent­
licht sind, werden diese die Veröffentlichung bis späte­
stens zu dem in Artikel 8 vorgesehenen Zeitpunkt sicher­
stellen .

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Festschrei­
bung und Veröffentlichung aller sonstigen Spezifika­
tionen und aller Allgemeinzulassungsverfahren für Endge­
räte. Sie teilen die vorgenannten technischen Spezifika­
tionen der Kommission nach dem in der Richtlinie
83/ 189/EWG vorgesehenen Verfahren und zu dem in
Artikel 8 genannten Zeitplan im Entwurfsstadium mit.

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß ab 1 . Juli 1989 die
Festschreibung der in Artikel 5 genannten Spezifika­
tionen und die Kontrolle ihrer Anwendung sowie die

Zulassung von einer Stelle vorgenommen werden, von der
die im Bereich der Telekommunikation Waren und/oder
Dienstleistungen anbietenden öffentlichen oder privaten
Unternehmen unabhängig sind.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit die Unternehmen im Sinne des Arti­
kels 1 ihren Kunden die Möglichkeit einräumen, Miet­
und Wartungsverträge mit einer Frist von höchstens
einem Jahr zu kündigen, sofern es sich um Endgeräte
handelt, für die bei Vertragsabschluß ausschließliche oder
besondere Rechte bestanden.

Bei zulassungspflichtigen Endgeräten gewährleisten die
Mitgliedstaaten, daß diese Kündigungsmöglichkeit von
den betreffenden Unternehmen spätestens innerhalb der
in Artikel 8 genannten Fristen eingeräumt wird.
Für nichtzulassungspflichtige Endgeräte gewährleisten die
Mitgliedstaaten, daß diese Möglichkeit spätestens zu dem
in Artikel 2 genannten Zeitpunkt eingeräumt wird.

Artikel 8

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre Entwürfe
für die in Artikel 5 Absatz 2 genannten Spezifikationen
und Zulassungsregeln
— für Endgeräte der Gruppe A des Verzeichnisses in
Anhang I spätestens am 31 . Dezember 1988,

— für Endgeräte der Gruppe B des Verzeichnisses in
Anhang I spätestens am 30. September 1989 und

— für die übrigen Endgeräte der Gruppe C des Verzeich­
nisses in Anhang I spätestens am 30. Juni 1990

mit.

Die Mitgliedstaaten setzen die Spezifikationen und Zulas­
sungsregeln nach Ablauf des in der Richtlinie
83/189/EWG vorgesehenen Verfahrens in Kraft.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten übermitteln am Ende jeden Jahres
einen Bericht, anhand dessen die Kommission feststellen
kann, ob die Bestimmungen der Artikel 2, 3, 4, 6 und 7
eingehalten worden sind.
Das Muster eines Berichts ist in Anhang II wiederge­
geben.

Artikel 10

Die Vorschriften über den Beitritt des Königreichs
Spanien und der Portugiesischen Republik und insbeson­
dere die Artikel 48 und 208 der Beitrittsakte bleiben
unberührt.

Artikel 11

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 16. Mai 1988

die Kommission

Peter SUTHERLAND

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Verzeichnis der Endgeräte im Sinne von Artikel 8

Gruppe
Telefonapparate für Nebenstellen und private Nebenstellenanlagen (PABX) :
Modems :

Fernschreibgeräte :
Endgeräte für Datenübertragung :
Mobile Funkfernsprechgeräte :
Empfangs-Satellitenstationen, die nicht an das öffentliche Netz wiederangeschlossen sind :
Telefonapparate für Hauptstellen :
Alle anderen Endgeräte :

A

A

B

B

B

B

C

C

ANHANG II

Schema für den Bericht gemäß Artikel 9

Anwendung von Artikel 2

1 . Endgeräte, für welche die Gesetzgebung geändert wurde oder das Änderungsverfahren läuft.
Je Endgerät :
— Zeitpunkt der Verabschiedung oder
— Vorlage der Maßnahme,
— Inkrafttreten der Maßnahme ;

2. Endgeräte, für welche noch ausschließliche und besondere Rechte bestehen :
— Art der Endgeräte und Rechte.

Anwendung von Artikel 3

Endgeräte, deren Einrichtung und/oder Inbetriebnahme eingeschränkt ist ;
— Technische Qualifikationen, die erfüllt sein müssen (Hinweis auf die Veröffentlichung).

Anwendung von Artikel 4

— Hinweis auf die Veröffentlichung der Spezifikationen,
— Anzahl der vorhandenen Netzanschlüsse,
— Anzahl der geänderten Netzanschlüsse.

Anwendung von Artikel 6

— Liste der für die Festschreibung zuständigen' Stellen .

Anwendung von Artikel 7

— Getroffene Maßnahmen,

— Anzahl der gekündigten Verträge.


